20. DEZEMBER 2024 - Königlicher Erlass zur Anpassung der Artikel über den Investitionsabzug im KE/EStGB 92


(Belgisches Staatsblatt vom 28. Mai 2026)


Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.



FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST FINANZEN


20. DEZEMBER 2024 - Königlicher Erlass zur Anpassung der Artikel über den Investitionsabzug im KE/EStGB 92


			PHILIPPE, König der Belgier,

		Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


	Aufgrund des Einkommensteuergesetzbuches 1992, insbesondere des Artikels 77;

	Aufgrund des KE/EStGB 92;

	Aufgrund der Stellungnahme des Finanzinspektors vom 4. November 2024;

	Aufgrund des Einverständnisses der Staatssekretärin für Haushalt vom 29. November 2024;

	In der Erwägung, dass die Angelegenheiten, für die keine neue Initiative der Regierung erforderlich ist und die im Hinblick auf die Kontinuität der Autorität durch die ausführende Gewalt behandelt werden müssen, zur Vermeidung der Entstehung eines für die Bürger nachteiligen Vakuums im Rahmen der laufenden Angelegenheiten fortgesetzt werden müssen;

	Aufgrund des Gutachtens Nr. 77.285/3 des Staatsrates vom 16. Dezember 2024, abgegeben in Anwendung von Artikel 84 § 1 Absatz 1 Nr. 3 der am 12. Januar 1973 koordinierten Gesetze über den Staatsrat;

	Aufgrund der Dringlichkeit;

	In der Erwägung, dass:

	- in vorliegendem Erlass die Verpflichtungen bestimmt werden, die Steuerpflichtige erfüllen müssen, um den Vorteil des reformierten Investitionsabzugs in Anspruch nehmen zu können,

	- der reformierte Investitionsabzug auf die ab dem 1. Januar 2025 erworbenen oder gebildeten Anlagen anwendbar sein wird,

	- die Unternehmen, die diese Maßnahme in Anspruch nehmen können, daher so schnell wie möglich über die zu erfüllenden Verpflichtungen informiert werden müssen,

	- vorliegender Erlass folglich in aller Dringlichkeit ergehen muss;

	Aufgrund des Beschlusses der Datenschutzbehörde (Referenz: CO/A/2024/291) vom 19. Dezember 2024, in dem auf die Standardstellungnahme Nr. 65/2023 vom 24. März 2023 über die Abfassung normativer Texte verwiesen wird;

	Auf Vorschlag des Ministers der Finanzen


		Haben Wir beschlossen und erlassen Wir:


	Artikel 1 - Artikel 47 des KE/EStGB 92, ersetzt durch den Königlichen Erlass vom 11. Dezember 2006, wird wie folgt abgeändert:

	1. Im einleitenden Satz werden die Wörter "68 bis 70" durch die Wörter "68 bis 77 und 201" ersetzt.

	2. Nummer 1 wird wie folgt ersetzt:

	"1. ihrer Einkommensteuererklärung des Besteuerungszeitraums, in dem die Anlagen erworben oder gebildet werden, folgende Unterlagen beifügen:

	a) ein ausgefülltes, datiertes und unterzeichnetes Formular, dessen Muster vom Minister der Finanzen oder von seinem Beauftragten festgelegt wird,

	b) bei Anwendung des in Artikel 69/1 desselben Gesetzbuches erwähnten Investitionsabzugs die in Artikel 69/3 desselben Gesetzbuches erwähnte Bescheinigung,

	c) bei Anwendung des in Artikel 69/2 Nr. 2 desselben Gesetzbuches erwähnten Investitionsabzugs die in Artikel 48 § 4 Nr. 5 des vorliegenden Erlasses erwähnte Bescheinigung,".

	3. In Nr. 2 werden die Wörter "69 und 70" durch die Wörter "69 bis 77 und 201" ersetzt.


	Art. 2 - In Artikel 47bis desselben Erlasses, zuletzt abgeändert durch den Königlichen Erlass vom 11. Dezember 2006, werden die Wörter "Artikel 69 § 1 Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe a)" durch die Wörter "Artikel 69/2 Nr. 1" ersetzt.


	Art. 3 - In Artikel 48 § 1 einleitender Satz desselben Erlasses, zuletzt abgeändert durch den Königlichen Erlass vom 22. Mai 2017, werden die Wörter "Artikel 69 § 1 Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe b)" durch die Wörter "Artikel 69/2 Nr. 2" ersetzt.


	Art. 4 - Artikel 49 desselben Erlasses, zuletzt abgeändert durch den Königlichen Erlass vom 25. Februar 2024, wird wie folgt ersetzt:

	"Art. 49 - § 1 - Für die in Artikel 69/1 des Einkommensteuergesetzbuches 1992 erwähnten Anlagen beantragt der Steuerpflichtige schriftlich oder elektronisch die Bescheinigung bei dem aufgrund von Artikel 69/3 § 3 desselben Gesetzbuches zuständigen Minister:

	- zur Vermeidung des Verfalls binnen drei Monaten nach dem letzten Tag des Besteuerungszeitraums, in dem die Anlagen erworben oder gebildet werden,

	- anhand eines elektronischen oder nicht elektronischen ausgefüllten, datierten und unterzeichneten Formulars, dessen Muster vom Minister der Finanzen oder von seinem Beauftragten festgelegt wird.

	§ 2 - Die mit Gründen versehene Bescheinigung oder die mit Gründen versehene Ablehnung wird dem Steuerpflichtigen binnen sechs Monaten nach seinem Antrag übermittelt.

	§ 3 - Der Antrag auf Bescheinigung wie in § 1 erwähnt enthält unbeschadet der Bestimmungen des in Artikel 69/3 desselben Gesetzbuches erwähnten Zusammenarbeitsabkommens mindestens folgende Angaben:

	- zur Identifizierung des Steuerpflichtigen erforderliche Daten,

	- detaillierte technische Beschreibung der Investitionen mit Verweis auf die Anlage in der Investitionsliste,

	- Kopien der detaillierten Rechnungen.

	§ 4 - Der Steuerpflichtige hat die Möglichkeit, für die in § 1 erwähnten Anlagen, die Teil eines Investitionsvorhabens sind, das sich über mehr als einen Besteuerungszeitraum erstreckt, auch ein Investitionszertifikat auf der Grundlage der in diesem Besteuerungszeitraum geltenden Investitionslisten zu beantragen.

	Bei Anlagen, die Teil eines Investitionsvorhabens mit gebilligtem Investitionszertifikat sind, wird im Hinblick auf den Erhalt der Bescheinigung die Übereinstimmung auf der Grundlage der Listen beurteilt, die zum Zeitpunkt der Beantragung des Zertifikats in Kraft sind.

	§ 5 - Der Steuerpflichtige beantragt das in § 4 erwähnte Investitionszertifikat zur Vermeidung der Unzulässigkeit schriftlich oder elektronisch bei der Stelle, die von dem aufgrund von Artikel 69/3 § 3 desselben Gesetzbuches zuständigen Minister beauftragt worden ist, binnen drei Monaten nach dem letzten Tag des Besteuerungszeitraums, in dem das Investitionsvorhaben begonnen worden ist:

	- anhand eines elektronischen oder nicht elektronischen ausgefüllten, datierten und unterzeichneten Formulars, dessen Muster vom Minister der Finanzen oder von seinem Beauftragten festgelegt wird,

	- unter Beifügung einer detaillierten technischen Beschreibung der vorgesehenen Investitionen mit Verweis auf die Anlage in der Investitionsliste,

	- unter Beifügung eines Finanzierungsplans mit einer mit Gründen versehenen Schätzung der Gesamtkosten des Investitionsvorhabens,

	- unter Beifügung der mit Gründen versehenen geschätzten Dauer des Investitionsvorhabens.

	Die zuständige Stelle stellt das mit Gründen versehene Investitionszertifikat oder die mit Gründen versehene Ablehnung der Erteilung des Investitionszertifikats binnen einer Frist von sechs Monaten ab Beantragung aus und gibt dabei die Gültigkeitsdauer an, für die das Investitionszertifikat ausgestellt wird.

	§ 6 - Umfasst das Investitionsvorhaben Anlagen, die unter verschiedene Investitionslisten fallen, ist für jeden dieser Teile des Investitionsvorhabens pro betreffende Investitionsliste bei den in Artikel 69/3 § 3 desselben Gesetzbuches bestimmten Stellen ein gesondertes Investitionszertifikat zu beantragen."


	Art. 5 - Artikel 49/1 desselben Erlasses, eingefügt durch den Königlichen Erlass vom 2. Dezember 2015 und abgeändert durch den Königlichen Erlass vom 20. Dezember 2024, wird wie folgt abgeändert:

	1. In § 1 einleitender Satz werden die Wörter "Artikel 69 § 1 Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe f)" durch die Wörter "Artikel 69 Absatz 3" ersetzt.

	2. In § 3 werden die Wörter "Artikel 69 § 1 Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe f) desselben Gesetzbuches" durch die Wörter "§ 1" ersetzt.

	3. In den Paragraphen 4 und 5 werden die Wörter "Artikel 69 § 1 Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe f)" jeweils durch die Wörter "Artikel 69 Absatz 3" ersetzt.


	Art. 6 - Artikel 491 desselben Erlasses, ersetzt durch den Königlichen Erlass vom 17. August 2007 und zuletzt abgeändert durch den Königlichen Erlass vom 15. Juni 2012, wird aufgehoben.


	Art. 7 - Artikel 49bis desselben Erlasses, eingefügt durch den Königlichen Erlass vom 21. September 2000 und abgeändert durch den Königlichen Erlass vom 22. Mai 2017, wird aufgehoben.


	Art. 8 - Vorliegender Erlass ist auf die ab dem 1. Januar 2025 erworbenen oder gebildeten Anlagen anwendbar.


	Art. 9 - Der für Finanzen zuständige Minister ist mit der Ausführung des vorliegenden Erlasses beauftragt.


	Gegeben zu Brüssel, den 20. Dezember 2024


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Der Minister der Finanzen
V. VAN PETEGHEM
